
;

Bündessozialgericht

- 1 RA 19/75 -

Verkündet am
51. März 1976

Hoppe
Amtsinspektor
als Urk.Beamter
d. Gesch.Stelle

I m N'a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.....0......O...II.OOOOOOOO000.000090I.ODDBOOIOÜOOÖOOIO.I.

Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigter: ...................................
„

g e g e n

............OO....QO..IOOQO..O0.0.000000.0.00000000.000...1

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 51. März 1976

durch den Präsidenten Prof. Dr° w a n n a g a t ,
die Richter Dr. S c h u b e r t und B u r g e r

sowie die ehrenamtlichen Richter B e t h g e

und B e n e d y o z u k

für Recht erkannt

Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Landes—
sozialgerichts Berlin vom 15. November 1974 und der Be—

scheid der Beklagten vom |8. September 1972 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 28. August 1975 geändert.

Die Beklagte wird verpflichtet, einen neuen Bescheid unter

Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichte zu er—

teilen, soweit die Klägerin die Zahlung des Altersruhe-
geldes nach Columbien aus den ab Oktober 1941 zurückge-

legten Beitragszeiten begehrt.

Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.

Die Beklagte hat der Klägerin außergerichtliche Kosten

zu 5/4 zu erstatten.
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob das der Klägerin

zustehende Altersruhegeld aus allen zurückgelegten Beitrags—

und Beschäftigungszeiten ins Ausland gezahlt werden kann.

Die Klägerin zählt zum Personenkreis der Verfolgten des

Nationalsozialismus und ist dem deutschen Sprach— und

Kulturkreis zuzurechnen. Sie hatte bis Mai 1949 überwiegend

in Prag gelebt, wo sie von Oktober 1915 bis Juli 1951 als

Korrespondentin bei einer Bank beschäftigt war. Von Prag

wanderte sie nach Bogota/Columbien aus. Im Mai 1956 wurde

sie durch Einbürgerung deutsche Staatsangehörige; sie

behielt aber ihren ausländischen Wohnsitz bei.

Die Beklagte bewilligte ihr ein Altersruhegeld vom 1. Februar_

1971 an und stellte das Ruben der Rente fest, soweit sie

auf den nachgewiesenen Beschäftigungszeiten ohne Beitrags—

leistung von Oktober 1915 bis September 1917 und der frei-

willigen Beitragsleistung zur Allgemeinen Pensionsanstalt in
Prag von Oktober 1941 bis Mai 1949 beruht (Bescheid vom

18. September 1972).

Den hiergegen eingelegten Widerspruch leitete die Beklagte

ohne Entscheidung an das Sozialgericht (SG) als Klage weiter.

Das SG wies die Klage als unzulässig ab. Nachdem beim
Landessozialgericht (LSG) der von der Klägerin begehrte

Widerspruchsbescheid eingegangen war, wies das LSG die Klage

gegen den Rentenbescheid in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 28. August 1975 ab. Es sah die in erster

Instanz erhobene Klage als eine Untätigkeitsklage an. Die

Berufung gegen das Urteil des SG auf diese Klage habe sich

nach dem Erlaß des Widerspruchsbescheides in der Hauptsache

erledigt. Den Übergang zur Aufhebungs— und Leistungsklage

bewertete es als eine zulässige Klageänderung.

In der Sache selbst ging das LSG davon aus, daß die Klägerin
im Geltungsbereich des Grundgesetzes (GG) überhaupt keine
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Beiträge zurückgelegt habe und daher auch nicht eine Pflicht—

leistung ins Ausland nach 5 97 des Angestelltenversicherungs-

gesetzes (AVG) in Frage käme. Eine Zahlung des Altersruhe—

geldes nach C_olumbienkäme nach 5 400 Abs. 4 AVGnicht in
Betracht, da es sich bei den Fremdbeitragszeiten der

Klägerin nicht um Zeiten handele, die nach 5 17 Abs, 1

Buchst. b des Fremdrentengesetzes (FRG) von einem deutschen
Träger der Rentenversicherung wie nach den Vorschriften der

Reichsversicherungsgesetze (RVG) entrichtete Beiträge zu
behandeln gewesen seien (sog. übergegangene Beitragszeiten).

‚Es käme auch keine Auszahlung der Rente aufgrund des 5 100

Abs. 2 AVG in Betracht. Die Klägerin sei zwar Verfolgte und

habe ihren Wohnsitz vor dem 1. Januar 1950 in Prag ver—

lassen, so daß sie unter den begünstigten Personenkreis des

5 19 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung

nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung

(WGSVG) falle. @ 100 Abs. 2 AVG ermögliche jedoch nur die

Honorierung von nach dem FRG gleichgestellten Beitragszeiten.

Rentenansprüche, die auf Beschäftigungszeiten entfielen,

könnten daher in keinem Falle insAusland gezahlt werden.

Die Rente könne aber auch nicht aus den seit Oktober 4944‚

zurückgelegten Beitragszeiten gezahlt werden, da die von
€ 19 Abs. 2 WGSVG begünstigten Personen nicht eine bessere

Rechtsposition erhielten, als sie 5 100 Abs. 2 AVG dem un—
mittelbar betroffenen Personenkreis einräume. Durch 5 100

Abs. 2 AVG habe für den Personenkreis der Vertriebenen im

Hinblick auf die Auszahlungsmöglichkeit aus Rententeilen,

die auf Fremdbeitragszeiten beruhten, nur eine Gleichstellung

mit den Personen herbeigeführt werden sollen, deren Anwart—

schaften auf die Reichsversicherung übergegangen seien. Es

könne daher in keinem Falle eine Auszahlung aus solchen Bei—

tragszeiten stattfinden, die unter gar keinen Umständen mehr

auf die Reichsversicherung hätten übergehen können. Gemäß

Art. 7 Abs. 5 des Abkommens über die Auseinandersetzung auf

dem Gebiet des Sozialversicherung aus Anlaß der Eingliederung

von ehemaligen tschechoslowakischen Gebieten in das Deutsche

Reich vom 14. März 1940 hätten Anwartsohaften aus-den im

Protektorat Böhmen und Mähren zurückgelegten Versicherungs—

zeiten allenfalls bis zum 31. Dezember 1959 auf die Reichs-

versicherung übergehen können. Allgemeiner Stichtag für den
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Ubergang und auch für den Finanzausgleich (Übertragung von
Deckungsmitteln) sei nach Art. 5 Abs. 1 des Abkommens bereits

der 1. Oktober 1958 gewesen. Bei der Anwendung des 5 100 Abs. 2-

AVG könnten daher jedenfalls Beitragszeiten, die nach dem 51. De—

zember 1959 im Protektorat zurückgelegt worden sind, nicht be-

rücksichtigt werden (Urteil vom 15. November 1974).

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Sie rügt eine Verletzung des 5 19 Abs. 2 WGSVGdurch das
Berufungsgericht. —‚

Die Klägerin beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils und unter Abänderung des Bescheides der Beklagten

vom 18. September 1972 in der Gestalt des Widerspruchsbe—

scheides vom 28. August 1975 die Beklagte zu verurteilen, ihr

Altersruhegeld auch insoweit auszuzahlen, als es auf den Be—

schäftigungszeiten von Oktober 1915 bis September 1917 und den

Beitragszeiten ab Oktober 1941 beruht,

hilfsweise, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den

Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das LSG Berlin zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

II

Die durch Zulassung statthafte Revision ist zum Teil be—
gründet.

Zu Recht ist das LSG davon ausgegangen, daß die Zahlung

des Altersruhegeldes nach Columbien nicht als Pflichtleistung

gemäß 55 97, 98 AVG möglich ist. Die Klägerin hat die hier-
für erforderlichen Beiträge im Geltungsbereich des GG nicht
zurückgelegt. '

Zutreffend hat das LSG weiter entschieden, daß die Zahlung

der Rente als Ermessensleistung nach 5 100 AVG aus der von
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der Klägerin zurückgelegten Beschäftigungszeit von Oktober

1915 bis September 1917 nicht in Betracht kommt. Nach dem

eindeutigen Wortlaut des 5 100 Abs. 1 und 2 AVG besteht

die Zahlungsmöglichkeit allein für Beitragszeiten (vgl.
Eicher/Haase/Rauschenbach, Die Rentenversicherung der

Arbeiter und Angestellten, 5. Aufl., 5 1521 der Reichs—

versicherungsordnung -RVO— = 100 AVG, Anm. 8; Komm. zur RVG,

4. und 5. Buch, herausgegeben vom Verband Deutscher Renten—

versicherungsträger — VerbKomm. —, 5 1321 RVO = 100 AVG,

Rdnr. 11). Beschäftigungszeiten für eine Auslandsrenten—_

zahlung können demnach nicht berücksichtigt werden. Insoweit

war daher die Revision der Klägerin zurückzuweisen.

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ermöglicht

jedoch 5 100 Abs. 2 AVG i.V.m. 5 19 Abs. 2 WGSVGdie Zahlung

des Altersruhegeldes der Klägerin auch insoweit, als die

Rente auf den ab Oktober 1941 in Prag geleisteten Beiträgen

beruht, welche die Beklagte als nach dem FRG gleichstehende

Beitragszeiten anerkannt hat. Dies ergibt sich aus dem

Verhältnis der Abs. 1 und 2 des 5 «oo AVGund der Erweiterung
des begünstigten Personenkreises durch 5 19 Abs. 2 WGSVG,

zu dem die Klägerin nach den zutreffenden Feststellungen des

LSG gehört.

Nach.5 100 Abs. 1 Satz 2 AVG können Renten, die auf Beitrags-

zeiten der in 5 17 Abs. 1 Buchst. b FRG genannten Art beruhen,
ins Ausland gezahlt werden. Hierbei handelt es sich um

sog. übergegangene Zeiten auf die deutschen Rentenver—

sicherungsträger. Die Rente der Klägerin beruht indes nicht
auf derartigen Zeiten, da die von ihr allein im ehemaligen

Protektorat Böhmen und Mähren zurückgelegteh Beitragszeiten

nach der Verordnung über das Abkommen zwischen dem Deutschen

Reich und der Regierung des Protektorats Böhmen und Mähren über

die Auseinandersetzung auf dem Gebiet der Sozialversicherung

vom 25. April 1940 - Abkommen — (BGBl II S. 107) in der Zu—
ständigkeit der Versicherungsträger im Protektorat verblieben
(vgl. auch BSG SozR Nr. 6 zu 5 1521 RVG). Im Ergebnis führt die
Regelung des 5 100 Abs. 1 Satz 2 AVG dazu, daß nur Sudetendeutsche

in den Genuß der Auslandsrentenzahlung kommen können, die an
dem nach Art. 7 des Abkommens maßgeblichen Wohnsitzstichtag
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1. Januar 1940 in den dem Deutschen Reich angegliederten Ge-

bieten (sog. Sudetenblock) ohne das Protektorat Böhmen und

Mähren lebten. Nur diese Versicherten können aufgrund des Ab—

kommens übergegangene Beitragszeiten aufweisen. Von der Ver—

günstigung des % 100 Abs. 1 Satz 2 AVG sind demnach alle

Personen
ausgesöhloseen, die diese Gebiete bereits vor dem

Wohnsitzstichtag wegen drohender nationalsozialistischer Ver

folgungsmaßnahmen verlassen oder die — wie die Klägerin - im

Protektorat Böhmen und Mähren gelebt haben.

In Anerkennung dessen, daß durch diese Regelung insbesondere

bei dem Personenkreis, der wegen der drohenden Verfolgungs—

maßnahmen nicht die Stichtagsvoraussetzung erfüllen konnte„_

soziale Härten auftreten, hat der Gesetzgeber in 5 100

Abs. 2 AVG die Vertriebenen im Sinne des 5 1 Abs. 2 Nr. 1
des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) aus den in den Jahren

1958 und 1959 in das Deutsche Reich eingegliederten Gebieten

über die in 5 100 Abs. 1 Satz 2 AVG getroffene Regelung hinaus

besonders begünstigt (vgl. BSG SozR 5070 5 19 Nr. 1). Zu

diesen Gebieten zählt auch das Protektorat Böhmen und Mähren

(vgl. BSGE 10, 118; VefbKomm., aaO, % 1521 RVO = 100 AVG,

Rdnr. 15). Diesen Personen kann daher die Rente auch insoweit

ins Ausland gezahlt werden, als sie auf anderen als in 5 17

Abs. 1 Buchst. b FRG genannten, nach dem EEG gleichstehenden

Beitragszeiten ($ 15 FRG) beruht. Die Voraussetzung, daß '

von der Allgemeinen Pensionsanstalt in Prag, an welche die

Klägerin die Beiträge entrichtet hatte, Deckungsmittel auf

die Reichsversicherung zu übertragen waren, ist hier gemäß

Art. 11 und 15 des Abkommens i.V.m. $5 65, 65 der Verordnung

vom 25. April 1940 (BGBl I S. 957) erfüllt. Danach gehörte

der für die Klägerin zuständige tschechische Versicherungs-
träger nicht zu den in der Zusatzvereinbarung vom
5. November 1940 (AN II S. 594) aufgeführten Ersatz—
instituten, die keine Deckungsmittel zu übertragen hatten.

Im Gegensatz zu 5 100 Abs. 1 Satz 2 AVG macht Abs. 2 der

Vorschrift die Zahlung der Rente aus den nach dem FRGgleich—
stehenden Beitragszeiten nicht davon abhängig, ob aufgrund

des Abkommens die bei einem tschechoslowakisohen Versiche—

rungsträger zurückgelegten Versicherungszeiten am Stichtag

auf deutsche Versicherungsträger übergegangen waren. sofern
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nur Deckungsmittel der ur3prünglich verpflichteten Versiche—y

rungsträger auf Träger der Rentenversicherung im Reichsgebiet

zu übertragen waren (ebenso Haensel/Lippert, Fremdrenten— und

Auslandsrentengesetz, 2. Aufl., Art. 2 [S 1521 RVQ7, Anm. 6,

S. 554). Da der Gesetzgeber bei diesem Personenkreis gerade nicht

wie in 5 100 Abs. 1 AVG an die Stichtagsregelung des Abkommens

anknüpfen konnte, hat er_allein auf die verpflichteten Versiche-

rungsträger abgestellt. Diese Regelung entspricht im wesentlichen

dem 5 9 Abs. 5 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes i.d.F.

des Änderungsgesetzes vom 21. Januar 1956 (BGBl I S. 17). Durch

die Neufassung wurde klargestellt, daß die Deckungsmittel nicht

tatsächlich für Einzelfälle übertragen sein müssen. In diesem

Fall wäre ohnehin @17 Abs. 1 Buchst. b FRG anwendbar. Es ge—
nügt vielmehr die globale Übertragung von Deckungsmitteln (vgl.

Eicher/Haase/Rauschenbach, aaO, Anm. 15 zu 5 100 AVG, S. 528),

ohne daß es darauf ankommt, ob diese gerade in bezug auf die

vom Versicherten im Einzelfall geleisteten Beiträge zu erfolgen

hatte. Daher reicht auch die Übertragung der Deckungsmittel für

einen Teil der Versicherten des ursprünglich verpflichteten Ver-

sicherungsträgers, um die Rente an Vertriebene im Sinne des 5 1

Abs. 2 Nr. 1 BVFG aus weiteren Fremdrentenzeiten zahlen zu
können (vgl. Haensel/Lippert, aaO; Koch/Hartmann, Das Ange-

stellenversicherungsgesetz, 2./5. Aufl., Bd. IV, 5 100 AVG,
Anm. C II 5).

Rechtfertigt nach alledem die bloße Bezugnahme auf die Deckungs-

mittelübertragung in 5 100 Abs. 2 AVG entgegen der Auffassung
des LSG und der Beklagten nicht die - dem Gesetzeswortlaut ohne-

hin nicht zu entnehmende — zusätzliche Einführung einer Stich—

tagsregelung, so muß Gleiches auch für den in 5 19 Abs. 2
WGSVG aufgeführten Personenkreis gelten, auf den 5 100 Abs. 2

AVG Anwendung findet. Anderenfalls würden alle Verfolgte, die

erst nach dem 8. Mai 1945, aber vor dem 1. Januar 1950 das ehe-

malige Protektorat Böhmen und Mähren verlassen haben, nicht

von der Regelung des 5 19 Abs. 2 WGSVGerfaßt, da sie in keinem
Fall übergegangene Zeiten nach dem Abkommen aufzuweisen hätten.

Gerade diese Versicherten sind aber nunmehr nach 5 19 Abs. 2

WGSVG ausdrücklich in die durch 5 100 Abs. 2 AVG Begünstigten

einbezogen werden, so daß eine andere Auslegung dem erkennbaren

Willen des Gesetzgebers viderspräche, bei Anwendung des 5 100
Abs. 2 AVG eine Gleichstellung des in 5 19 Abs. 2 WGSVGange—
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SProchenen Personenkreises mit den Vertriebenen im Sinne des 5 4

_
Abs. 2 Nr. 1 BVFG zu erreichen (vgl. Begründung zum Regierungsentwurf

eines WGSVG,BT—Drucks. VI/715, zu den 55 45 und 16, 17).

Dadie Zahlungder Rentein dasAuslandnach5 400Abs.2 AVG
in das pflichtgemäße Ermessen des Versicherungsträgers gestellt

ist, die Beklagte aber — infolge ihrer vom erkennenden Senat
abweichenden Auslegung der Vorschrift - eine Ermessensentschei—

dung überhaupt noch nicht getroffen hat, war ihr aufzugeben,

unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts einen neuen
Bescheid zu erteilen. ‘

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzes. >

Dr. Wannagat Richter am Bundessozialgericht Burger
Dr. Schubert ist durch Urlaub
verhindert, zu unterschreiben

Dr, Wannagat
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